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Stellungnahme

Entwurf eines Gesetzes zur Re-

form des Kindschaftsrechts (Kind-

schaftsrechtsmodernisierungs- 

gesetz – KiMoG)

Zusammenfassung:

Im Koalitionsvertrag wurde verein-

bart:

„Wir stärken die Rechte von Pfle-
geeltern…“

Diesem Anspruch wird der Refe-

rentenentwurf nicht gerecht. Viel-

mehr sieht der Referentenentwurf 

gravierende Verschlechterungen 

im Vergleich mit der geltenden Ge-

setzeslage vor. 

Insbesondere der § 1701 (Pfle-

gestellenwechsel) reduziert den 

Schutz des Pflegekindes vor einer 

Herausnahme aus seiner Pflege-

familie mit dem Ziel der Unterbrin-

gung an einem anderen Ort. § 1701 

Abs. 4 des Referentenentwurfs 

schafft sogar zusätzlich zum gel-

tenden Recht der Inobhutnahme 

durch das Jugendamt aus § 42 SGB 

VIII die Möglichkeit einer plötzli-

chen Herausnahme. 

Im Übrigen verstößt § 1701 des 

Entwurfes gegen die Rechtspre-

chung des Bundesverfassungsge-

richtes und die Rechtsprechung 

des Europäischen Gerichtshofes 

für Menschenrechte, weil der 

Schutz des Pflegekindes vor einer 

Trennung von seiner Pflegefamilie 

drastisch gesenkt würde.

Der geltende § 1630 Abs. 3 BGB er-

laubt die Übertragung der gesam-

ten elterlichen Sorge auf die Pfle-

geeltern. 

§ 1697 Abs. 1 Satz 2 des Referen-

tenentenentwurfes erklärt die 

Übertragung der gesamten elter-

lichen Sorge ausdrücklich für un-

zulässig.

§ 1698 Abs.3 des Referentenent-

wurfes gibt den sorgeberechtigten 

Personen die Möglichkeit jeder-

zeit, das heißt zum Beispiel auch 

nach 10 Jahren Pflege, die Befug-

nis der Alltagssorge der Pflege-

eltern für ihr Pflegekind einzu-

schränken.

Es gibt im Referentenentwurf kei-

ne Verbesserung der sorgerechtli-

chen Befugnisse der Pflegeeltern 

für ihr Pflegekind. Auch sieht der 

Entwurf keine Optimierung der 

Beteiligungs- und Verfahrensrech-

te der Pflegeeltern vor. Beides un-

abhängig davon, ob das Pflegekind 

schon 5 oder 10 Jahren in seiner 

Pflegefamilie lebt. 

Der Entwurf beinhaltet:

•	 keine Sicherung der dauerhaften 

Lebensumstände für Pflegekinder 

•	 eine Verschlechterung der sor-

gerechtlichen Befugnisse von Pfle-

geeltern

•	 keine Verbesserung der Verfah-

rensrechte von Pflegeeltern.

Die Verschlechterung 
der Lebensbedingungen 
von Pflegefamilien wird 
zwangsläufig dazu führen, 
dass weniger Menschen 
bereit sein werden, ein 
Pflegekind aufzunehmen. 

Schon jetzt müssen Säuglinge und 

Kleinkinder in Heimen mit Schicht-

dienst untergebracht werden. Das 

schädigt diese Kinder und kostet 

die öffentliche Hand ein Vielfaches 

gegenüber der Unterbringung in 

Pflegefamilien.

Grundlagen

1. 	Gutachten von 2016 des wissen-

schaftlichen Beirates für Familien-

fragen beim Bundesministerium 

für Familie, Senioren, Frauen und 

Jugend (BMFSFJ)

2. 	Rechtsprechung des Bundesver-

fassungsgerichtes

3. 	Rechtsprechung des Europäi-

schen Gerichtshofs für Menschen-

rechte (EuGHMR) und der UN-Kin-

derkonvention

4. 	Referentenentwurf Kindschafts-

rechtsmodernisierungsgesetz (Ki-

MoG) des Bundesministeriums der 

Justiz (BMJ) 

Düsseldorf/Berlin, den 12.07.2026 / Unser Zeichen: Stellungnahme KiMoG

Stellungnahme zum Referentenentwurf 
des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz
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zu 1: Gutachten Beirat BMFSF 
von 2016:

In der Analyse stellt der Beirat 
fest:
1.1 Pflegekinder haben häufig mas-

sive Vernachlässigung, körperliche 

und emotionale Misshandlung und 

sexuellen Missbrauch erlitten.

1.2 Pflegefamilien bieten diesen 

psychisch besonders hoch belaste-

ten bzw. traumatisierten Kindern 

einen sozialen Lebensort, der ih-

nen den Aufbau tragfähiger Bin-

dungsbeziehungen zu den Pflege-

eltern ermöglichen kann.  

1.3 Die meisten Pflegekinder 

wachsen dauerhaft in ihren Pflege-

familien auf.

Der Beirat fordert (u.a.):
1.4 Die Stärkung von Rechten der 

Pflegeeltern zur Wahrnehmung 

der Sorge für Pflegekinder und zur 

Vertretung deren Interessen.

1.5 Die Stärkung von Verfahrens-

rechten der Pflegeeltern, Be-

schwerderecht auch bei Verfahren, 

die das Sorgerecht und den Um-

gang mit dem Pflegekind betref-

fen.

1.6 Die Stärkung des Rechts von 

Kindern auf Verbleib in ihrer sozia-

len Familie. 

Das Kinder- und Jugendstärkungs-

gesetz vom 10. Juni 2021 setzte 

einen Teil der Forderungen mit fol-

gender Begründung um:

 „Es ist unstrittig, dass für die 
Entwicklung eines jeden Kindes 
ein stabiles und kontinuierliches 
Erziehungsumfeld von zentraler 
Bedeutung ist.“

zu 2: Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichtes

2.1 Wenn Kinder zu ihrem Schutz 

von ihrer Familie getrennt wur-

den, dann sind Jugendamt und 

Familiengericht verpflichtet, alles 

zu tun, um erlittene Verletzungen 

des Kindes zu kompensieren und 

seine Entwicklung und Erziehung 

zu einer eigenverantwortlichen 

und gemeinschaftsfähigen Persön-

lichkeit zu fördern (§ 1 SGB VIII). 

Denn „das Kind ist ein Wesen mit 

eigener Menschenwürde und eige-

nem Recht auf Entfaltung seiner 

Persönlichkeit aus Art. 1 Abs.1 

und Art. 2 Abs. 1 Grundgesetz. 

Das Wohl des Kindes hat die Richt-

schnur des Staates zu sein. Die Un-

terbringung in einer anderen Fami-

lie ist zweifellos das Beste für die 

Entwicklung eines Kindes, wenn 

seine leiblichen Eltern ausfallen“ 

(BVerfGE 24, 119ff Beschluss vom 

29.07.1968).

Seit diesem grundlegenden Be-
schluss von 1968 betont das Bun-
desverfassungsgericht in stän-
diger Rechtsprechung, dass das 
Wohl des Kindes oberstes Prinzip 
und letztendlich bestimmend ist.  

2.2 Lebt ein Kind in einer Pflege-

familie, so „gebietet es das Kin-

deswohl, die neuen gewachsenen 

Bindungen des Kindes zu seinen 

Pflegepersonen zu berücksichti-

gen und das Kind aus seiner Pflege-

familie nur herauszunehmen, wenn 

die körperlichen, geistigen oder 

seelischen Beeinträchtigungen 

des Kindes als Folge der Trennung 

von seinen bisherigen Bezugs- 

personen unter Berücksichtigung 

der Grundrechtsposition des Kin-

des noch hinnehmbar sind. Denn 

für ein Kind ist mit seiner Heraus-

nahme aus der gewohnten Um-

welt ein schwer bestimmbares 

Zukunftsrisiko verbunden. Die 

Trennung eines Kleinkindes von 

seinen Pflegeeltern ist eine Maß-

nahme von existentieller Bedeu-

tung für die weitere Entwicklung 

eines Kindes. An die Verfassungs-

mäßigkeit eines solchen Eingriffs 

sind daher strenge Anforderungen 

zu stellen.

“ Ist mit der Herausnahme des Kin-
des nicht die Rückkehr zu den El-
tern, sondern nur der Wechsel der 
Pflegefamilie verbunden, dann ist 
die Risikogrenze sehr viel enger 
zu ziehen. Denn der Wechsel der 
Pflegefamilie „ist mit Art. 2 Abs.1 
in Verbindung mit Art. 1 Abs.1 
Grundgesetz nur vereinbar, wenn 
mit hinreichender Sicherheit aus-
zuschließen ist, dass die Trennung 
des Kindes von seinen Pflegeel-
tern mit psychischen oder physi-
schen Schädigungen verbunden 
sein kann“ (BVerfGE 75, 201, 221; Be-

schluss vom 14.4.1987).  

zu 3: Rechtsprechung des Europäi-
schen Gerichtshofs für Menschen-
rechte (EuGHMR) und der UN-Kin-
derkonvention

3.1 Auch der Europäische Gerichts-

hof für Menschenrechte hält das 

Wohl des Kindes für letztendlich 

bestimmend (Görgülü vs. Germany; 

Haase vs. Germany). 

  
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Nach seiner Rechtsprechung ha-

ben auch Pflegeeltern das Recht 

auf Achtung ihres Familienlebens 

aus Art 8 der Europäischen Men-

schenrechtskonvention, wenn zwi-

schen Pflegekind und Pflegeeltern 

eine enge zwischenmenschliche 

Verbindung besteht. Entscheidend 

ist das faktische Eltern-Kind-Ver-

hältnis, die Dauer des Zusammen-

lebens sowie die Qualität der Be-

ziehungen (EuGHMR Beschwerde 

Nr. 1598/06, Kopf und Liberda vs. 

Österreich; EuGHMR FamRZ 2012, 

429; Moretti und Benedetti vs.  

Italy).

3.2 Art. 3 Abs. 1 der UN-Kinderkon-
vention verpflichtet die deutschen 

Behörden dazu, die Interessen des 

Kindes vorrangig vor allen anderen 

Interessen zu berücksichtigen. 

zu 4: Referentenentwurf Kind-
schaftsrechtsmodernisierungsge-
setz (KiMoG) des Bundesministeri-
ums der Justiz (BMJ) 

§ 1701 des Referenten-
entwurfes

Besonders kritisch ist im Lichte 

der Rechtsprechung des Bundes-

verfassungsgerichtes und des 

Europäischen Gerichtshofes für 

Menschenrechte  § 1701 (BGB) des 

KiMoG Referentenentwurfes zu 

sehen:

§ 1701 Pflegestellen-
wechsel

(1) Lebt das Kind in Familienpflege 

und möchte der Inhaber des Auf-

enthaltsbestimmungsrechts das 

Kind aus der Familienpflege neh-

men, damit es in eine neue Pflege-

stelle wechselt, so bedarf die He-

rausnahme der Genehmigung des 

Familiengerichts, wenn

1. die Pflegeperson widerspricht 	

	 oder

2.	das Kind, welches das 14. 

	 Lebensjahr vollendet hat, 

	 widerspricht.

(2) Das Familiengericht genehmigt 

den Wechsel, wenn

1. dieser zum Wohl des Kindes 

	 erforderlich ist und

2. ein Verbleib das Kind eher 

	 gefährden würde als ein 

	 Wechsel.

(3) Lebt ein Kind, welches das 14. 

Lebensjahr vollendet hat, in einer 

Einrichtung, und möchte der Inha-

ber des Aufenthaltsbestimmungs-

rechts das Kind aus dieser Ein-

richtung nehmen, damit es in eine 

andere Einrichtung wechselt, so 

bedarf die Herausnahme der Ge-

nehmigung des Familiengerichts 

nach Absatz 2, wenn das Kind der 

Herausnahme widersprochen hat.

(4) Ohne die gerichtliche Geneh-

migung ist die Herausnahme nur 

zulässig, wenn mit dem Aufschub 

eine dringende Gefahr für das 

Wohl des Kindes verbunden ist. 

Die Genehmigung ist unverzüglich 

nachzuholen.

Bewertung:
Schon der Titel des § 1701 „Pflege-

stellenwechsel“ zeigt das fehlende 

Verständnis: Aus Sicht der Pflege-

kinder und ihrer Pflegeeltern be-

deutet der "Pflegestellenwechsel" 

die Trennung von ihren sozialen El-

tern und Pflegegeschwistern. Die 

Trennung eines Kindes von seinen 

Bindungspersonen ist, wenn nicht 

eine Kindeswohlgefährdung gege-

ben ist, immer gravierend für die 

Entwicklung eines Kindes und dies 

um so mehr für ein Pflegekind, das 

sehr oft bereits mehrere Wechsel 

hinter sich hat. 

  

Stabile Bindungen sind einer der 

wichtigsten Bausteine für eine 

gesunde kindliche Entwicklung.  

Stabile Bindungen beeinflussen 

die Entwicklung der Persönlich-

keit und vor allem das soziale Ver-

halten des Kindes und machen es 

nicht nur fähig zu Mitgefühl, son-

dern ermöglichen es ihm auch, 

später als erwachsene Person gute 

Bindungen zu den eigenen Kindern 

einzugehen.

Deshalb muss ein Gesetz, das die 

Trennung des Pflegekindes von 

seinen Pflegeeltern regelt, die 

nicht der Zusammenführung mit 

den leiblichen Eltern dient, hohe 

Hürden für eine Trennung formu-

lieren. Nur eine konkrete schwere 

Kindeswohlgefährdung, der nicht 

durch öffentliche Hilfen begegnet 

werden kann, sollte eine Trennung 

des Kindes von seinen Pflegeeltern 

rechtfertigen dürfen. 

Normalerweise entwickeln Pflege-

kind und Pflegeeltern dauerhafte 

Bindungen, die weit ins Erwachse-

nenalter fortreichen und sich auch 

auf die Kinder der Pflegekinder er-

strecken. 



Paten 2  2026  Seite 9 

Stellungnahme

Es sind nach unserer Er-
fahrung die Pflegeeltern, 
die sich - als einzige - 
auch um ihre volljährigen 
Pflegekinder kümmern. 

Die in § 1701 KiMoG erleichterte 

Möglichkeit der Herausnahmen 

von Pflegekindern wird sich auf 

alle Pflegeeltern in Deutschland 

ängstigend auswirken. Auch für 

sie und ggf. für Pflegegeschwister 

stellt die drohende Herausnah-

me des Pflegekindes eine große 

psychische Belastung und die fak-

tische Herausnahme ein dramati-

sches Ereignis dar. Pflegeeltern 

sind in ihren Foren gut vernetzt. 

Eine Verschlechterung der recht-

lichen Situation von Pflegeeltern 

wird dazu führen, dass potentiel-

le Pflegeeltern von der Aufnahme 

eines Pflegekindes Abstand neh-

men. Schon jetzt gibt es viel zu we-

nig Pflegeeltern. 

Am wichtigsten ist aber, dass Kin-

der in Pflegefamilien schon nach 

einem Jahr ebenso häufig sichere 

Bindungen an ihre Hauptbezugs-

personen haben wie Kinder, die in 

Familien ohne besondere Risikobe-

dingen leben. Im Heim entwickeln 

Kinder keine Bindungen! (Roland 

Schleiffer, Der heimliche Wunsch 

nach Nähe, 2014).

Der "Wechsel" bedarf zwar der Ge-

nehmigung des Familiengerichtes 

(§ 1701 Abs 2); die hiermit verbun-

dene Herausnahme des Kindes aus

der Pflegefamilie wird aber erheb-

lich erleichtert.

Das widerspricht allen oben aufge-

führten Forderungen und der oben 

zitierten Rechtsprechung des Bun-

desverfassungsgerichtes und des 

Europäischen Gerichtshofes für 

Menschenrechte.

§ 1701 Abs. 4 des Referentenent-

wurfes berechtigt sogar zur Her-

ausnahme ohne Genehmigung des

Familiengerichtes. Damit wird die

nach geltender Rechtslage rechts-

widrige Praxis ein Pflegekind

plötzlich und unvorbereitet im

Kindergarten (!) oder in der Schule

abzuholen rechtmäßig, wenn an-

schließend die Genehmigung des

Familiengerichtes beantragt wird.

Die plötzliche, unvorbereitete 

Trennung eines Kindes von seinen 

Bindungspersonen gilt aber als be-

sonders gefährlich. (Zum aktuellen 

Forschungsstand: Ute Ziegenhain: 

Bindung als zentrales Grundbe-

dürfnis, in: Verfahrensbeistand-

schaft, Ein Handbuch für die Pra-

xis, 5. Auflage, 2025, S.536). 

Nach geltendem Recht ist das Vor-

gehen über die Inobhutnahme 

durch das Jugendamt gemäß § 42 

SGB VIII nach geltenden Recht die 

einzige rechtmäßige Möglichkeit, 

ein Pflegekind ohne Herausgabe-

beschluss des Familiengerichtes 

aus seiner Pflegefamilie zu neh-

men. Die Inobhutnahme setzt aber 

voraus, dass entweder das Kind 

selbst darum bittet oder dass eine 

dringende Gefahr vorliegt. 

Eine dringende Gefahr 
liegt nur dann vor, wenn 
eine Gefährdung des kör-
perlichen oder seelischen 
Wohls des Kindes unmit-
telbar bevorstehen könnte. 

Die Gefahr muss gemäß § 42 Abs.1 

Satz 1 Nr. 2b SGB VIII so dringend 

sein, dass eine Eilmaßnahme des 

Familiengerichtes zu spät käme. 

Da die Familiengerichte in aller 

Regel über einen Bereitschafts-

dienst verfügen, müssen die Ju-

gendämter das Familiengericht am 

Wohnort der Pflegeeltern anrufen. 

Die Anrufung des Familiengerich-

tes hat Vorrang (OVG Schleswig 

NZFam 2024, 162; VG München 

ZKJ 2023; VG Hannover NZFam 

2023, 524; Köhler: Die Rechtspre-

chung 2023 zum SGB VIII mit kind-

schaftsrechtlichem Bezug NZFam 

2024, 534). 

Zusammenfassend kann man fest-
stellen, dass § 1701 für Pflege-
kinder und Pflegeeltern eine be-
sonders kritische Vorschrift im 
Referentenentwurf KiMoG ist. 

Es ist nicht nachvollziehbar, dass 

den so viel verletzlicheren Pflege-

kindern weniger Schutz vor Tren-

nung von ihren faktischen Eltern 

und ihrem gewohnten Umfeld ge-

währt wird, als Kindern, die bei ih-

ren leiblichen Eltern aufwachsen. 

Diese sind durch die von §§ 1666 

und 1666a BGB aufgestellten Hür-

den vor einer Trennung geschützt. 

 
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Empfehlung:
§ 1701 des KiMoG Referentenent-

wurfs sollte durch folgende For-

mulierung ersetzt werden:

Die Herausnahme eines Pflegekin-
des aus seiner Pflegefamilie, mit 
der die Pflegeeltern nicht einver-
standen sind, setzt voraus, dass 
das Wohl des Pflegekindes in der 
Pflegefamilie konkret gefährdet 
ist und dass der Gefahr nicht auf 
andere Weise, auch nicht durch öf-
fentliche Hilfe begegnet werden 
kann.

Die Herausnahme gegen den Wil-
len der Pflegeeltern erfordert ei-
nen rechtskräftigen Beschluss des 
Familiengerichtes.

§ 1697 Elterliche Sorge 
bei Familienpflege 

(1) Geben die Eltern das Kind für 

längere Zeit in Familienpflege, so 

kann das Familiengericht auf An-

trag der Eltern oder der Pflege-

person Angelegenheiten der elter-

lichen Sorge auf die Pflegeperson 

übertragen. Die Gesamtübertra-

gung der elterlichen Sorge ist nicht 

zulässig. 

Bewertung:
Die geltende Rechtslage erlaubt 

nach herrschender Meinung auch 

die Übertragung der gesamten 

elterlichen Sorge (Hans Christian 

List, Gestaltungsräume des Ge-

setzgebers bei der Optimierung 

der Rechtsstellung der Pflegefa-

milie, Kiel, 2022, m.w.N.). 

§ 1697 Abs. 1 Satz 2 des KiMoG ver-

bietet entgegen der Empfehlung 

des wissenschaftlichen Beirates 

für Familienfragen unnötigerweise 

die Übertragung der gesamten el-

terlichen Sorge.

Empfehlung:
§ 1697 Abs. 1, Satz 2 wird wie folgt 

formuliert:

Es kann auch die gesamte elter-
liche Sorge auf die Pflegeeltern 
übertragen werden.

§ 1698 Befugnisse der 
Pflegeperson

(1) Lebt ein Kind für längere Zeit in 

Familienpflege, so ist die Pflege-

person berechtigt, in Angelegen-

heiten des täglichen Lebens des 

Kindes zu entscheiden sowie den 

Inhaber der elterlichen Sorge in 

solchen Angelegenheiten zu ver-

treten. Sie ist befugt, den Arbeits-

verdienst des Kindes zu verwalten 

sowie Unterhalts-, Versicherungs-, 

Versorgungs-, Eingliederungshilfe- 

und sonstige Sozialleistungen für 

das Kind geltend zu machen und 

zu verwalten. Bei Gefahr im Verzug 

gilt § 1639 Absatz 2 entsprechend. 

(2) Der Pflegeperson steht eine 

Person gleich, die im Rahmen der 

Hilfe nach den §§ 34, 35 und 35a 

Absatz 2 Nummer 3 und 4 des Ach-

ten Buches Sozialgesetzbuch die 

Erziehung und Betreuung eines 

Kindes übernommen hat. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten 

nicht, wenn der Inhaber der elter- 

lichen Sorge etwas anderes er-

klärt. Das Familiengericht kann 

die Befugnisse nach den Absätzen  

1 und 2 einschränken oder aus-

schließen, wenn dies zum Wohl des 

Kindes erforderlich ist. 

(4) Für eine Person, bei der sich das 

Kind auf Grund einer gerichtlichen 

Entscheidung nach § 1678 oder  

§ 1700 aufhält, gelten die Absätze 

1 und 3 mit der Maßgabe, dass die 

genannten Befugnisse nur das Fa-

miliengericht einschränken oder 

ausschließen kann.

Bewertung:
Nach § 1698 Abs. 3 KiMoG kann die 

sorgeberechtigte Person sogar die 

Alltagssorge der Pflegeeltern ein-

schränken, unabhängig davon, wie 

lange das Kind schon in der Pflege-

familie lebt.

Empfehlung zur Alltagssorge:
Pflegeeltern haben für ihr Pflege-
kind die Alltagssorge. Diese kann 
nach einer Pflege von 6 Monaten 
nicht mehr von der sorgeberech-
tigten Person eingeschränkt wer-
den.

Die Gesetzgeber hat mit § 1687 

Abs. 1 Satz 2 BGB, die Alltags- 

sorge für getrennt lebende Eltern 

geschaffen, um mit einer klaren  

Regelung für den Alltag Kompe- 

tenzen zu regeln und damit Kon-

flikte zwischen den Eltern zu ver-

meiden. 

Auch in einer Pflegefamilie sind 

täglich immer wiederkehrende 

Entscheidungen zu treffen, damit 

das Familienleben funktioniert. 
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In Pflegefamilien leben meist  

mehrere Kinder. 

Die Erziehung von Pflege-
kindern ist eine besondere 
Herausforderung. Es ist 
wichtig, Pflegeeltern die 
Erziehung ihrer Pflegekin-
der zu erleichtern. 

In der Praxis sind es auch nicht 

die leiblichen Eltern sondern die 

Vormünder und Ergänzungs-

pfleger, die die Alltagssorge von 

Pflegeeltern einschränken. Die 

Einschränkung der Alltagssorge 

für Pflegefamilien ist unnötig und 

wird von den Pflegefamilien mit 

Recht als Schikane gewertet. Sol-

len Pflegefamilien zum Beispiel 

nicht in der Lage sein, spontan für 

ein Wochenende ans Meer nach 

Holland oder Belgien zu fahren? 

Es ist zur Sicherung des Wohles 

von Pflegekind und Pflegefamilie 

notwendig, dass nach einer ge-

wissen Dauer des Aufenthaltes 

des Pflegekindes in seiner sozia-

len Familie, die Pflegeeltern den 

Alltag des Kindes regeln können. 

Weder Vormund noch leibliche 

Eltern sollten in die Alltagssorge 

eingreifen können.  Eine solche 

Klarstellung reduziert die Konflik-

te zwischen Pflegefamilien und 

leiblichen Eltern (bzw. Vormund).

Die Erziehung des Pflege-
kindes in der Pflegefami-
lie wird vom Jugendamt 
überwacht 

( § 37 b Abs. 3 SGB V III). Das sollte

ausreichen, um sicher zu stellen,

dass Pflegeeltern im Alltag gute

Entscheidungen für ihr Pflegekind

treffen

Die Alltagssorge erleichtert den 

Pflegeeltern die Betreuung im 

täglichen Leben. Darüber hinaus 

sind aber für ein Pflegekind sor-

gerechtliche Entscheidungen zu 

treffen, die nicht  der Alltagssorge 

unterfallen. 

Weitere sorgerechtliche Befugnis-
se der Pflegeeltern sollten gere-
gelt werden:
Unser Vorschlag:
• Nach 2 Jahren Aufenthalt in der

Pflegefamilie erwerben die
Pflegeeltern (automatisch)
folgende sorgerechtlichen
Befugnisse:

• Gesundheitsfürsorge
• Regelung von Angelegenheiten

die mit dem Besuch des Kinder-	
	 gartens zusammenhängen
• Regelung von Schulangelegen- 
	 heiten
• Antragsrecht nach SGB VIII

Wenn ein Kind nicht bei seinen 

Eltern aufwachsen kann, dann ist 

der Staat verpflichtet, „positiv die 

Lebensbedingungen für ein ge-

sundes Aufwachsen zu schaffen" 

(BVerfGE 24, 119, 145). Das Wohl 

des Kindes hat die Richtschnur zu 

sein. Die Unterbringung in einer 

anderen Familie ist zweifellos das 

Beste für die Entwicklung eines 

Kindes wenn seine Eltern ausfallen 

(BVerfGE a.a.O.). 

Die Zahl der geplanten Rückfüh-

rungen beträgt 5,7% (Kindler/ 

Küfner/Thrum/Gabler, Handbuch 

der Pflegekinderhilfe, S. 625). 

Die meisten Kinder bleiben in ih-

ren Pflegefamilien und wachsen 

dort dauerhaft auf. Es entspricht 

dem dringenden Wohl dieser Kin-

der, die überwiegend traumati-

siert sind, wenn die oben genann-

ten Teile des Sorgerechtes von den 

Pflegeeltern ausgeübt werden. 

Der wissenschaftliche Beirat stellt 
zur Frage des Sorgerechtes fest:

„Das in Art. 6 Abs. 2 GG geschütz-

te Elternrecht steht auch einer 

gegenüber dem geltenden Recht 

modifizierten Aufteilung der Sor-

geberechtigung für das Kind zwi-

schen Herkunfts- und Pflegeeltern, 

nicht grundsätzlich entgegen. 

Dem Gesetzgeber verbleibt auch 

insoweit ein, wenn auch beschränk-

ter, Gestaltungsraum." Ihm sind 

insbesondere Präzisierungen der 

bestehenden Sorge- und Entschei-

dungsrechte sowie Typisierun-

gen etwa nach dem Konzept des 

Pflegeverhältnisses grundsätzlich 

möglich. Dies als zeitlich befris-

tete Erziehungshilfe einerseits 

oder als Dauerpflege andererseits 

sowie nach der faktischen Dauer 

des Pflegeverhältnisses und dem 

Interesse des Kindes an der Siche-

rung von Kontinuität und Stabilität  

seiner Lebenssituation. 

 
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Wenn Pflegekinder „ganz über-

wiegend“ dauerhaft in ihren Pfle-

gefamilien aufwachsen, dann darf 

der Gesetzgeber wichtige sorge-

rechtliche Befugnisse auf die Pfle-

geeltern automatisch übertragen. 

Denn der Gesetzgeber ist ver-

pflichtet, die Lebensbedingungen 

von Pflegekindern positiv zu ge-

stalten (BVerfGE 24, 119ff.).

Pflegekinder leiden oft 
unter besonderen gesund-
heitlichen Einschränkun-
gen. Sie brauchen kinder-
psychiatrische Begleitung 
und viele therapeutische 
Maßnahmen. 

In der Praxis kommt es häufig vor, 

dass dringende medizinische Maß-

nahmen durch Nichterreichbarkeit 

oder Nachlässigkeit der Eltern ver-

zögert werden. 

Auch ist es für Kinder schädlich, 

wenn sie erleben, dass ihre fakti-

schen Eltern, keine Entscheidun-

gen treffen dürfen. Es ist im Inte-

resse der Pflegekinder, wenn die 

Personen, die in ihren Augen ihre 

Eltern sind, auch Kindergarten- 

und Schulangelegenheiten regeln 

dürfen. Je mehr Klarheit und Ge-

borgenheit Pflegekinder erleben, 

umso größer sind die Chancen, 

dass sie sich gut entwickeln. Insbe-

sondere in der Pubertät brauchen 

Pflegekinder Pflegeeltern, die 

auch mit rechtlichen Befugnissen 

ausgestattet sind. 

Auch das Antragsrecht nach SGB 

VIII sollte bei den Pflegeeltern 

liegen, denn ohne dieses Recht 

können sie keine jugendhilfe- 

rechtlichen Maßnahmen beantra-

gen. Nach geltender Rechtslage 

sind jugendhilferechtliche Maß-

nahmen nur möglich, wenn die 

Inhaber des Sorgerechtes diese 

beantragen. Viele Pflegekinder 

bekommen notwendige Hilfen 

nicht, weil diese nicht beantragt 

werden können. Amtsvormünder 

und Ergänzungspfleger sind in der 

Beantragung von Hilfen u.U. zu-

rückhaltend, um die Finanzen ihres 

Jugendamtes zu schonen. 

Lebt ein Kind 2 Jahre in 
einer Pflegefamilie, dann 
ist eine Rückkehr zu den 
leiblichen Eltern sehr un-
wahrscheinlich. 

Deshalb sieht  § 86 Abs.6  SGB VIII 

auch einen Wechsel der örtlichen 

Zuständigkeit des Jugendamtes 

zum Jugendamt am Wohnort der 

Pflegefamilie vor. § 37b Abs. 3 SGB 

VIII verpflichtet das Jugendamt 

„an Ort und Stelle zu überprüfen, 

ob eine dem Wohl des Kindes oder 

des Jugendlichen förderliche Ent-

wicklung bei der Pflegeperson ge-

währleistet ist. 

Die Pflegeperson hat das Jugend-

amt über wichtige Ereignisse zu 

unterrichten, die das Wohl des 

Kindes oder des Jugendlichen be-

treffen.“ Sollte das nicht gewähr-

leistet sein, kann das Jugendamt 

das Familiengericht einschalten. 

Insoweit ist die Überwachung der 

Pflegefamilie immer gegeben.  

Pflegefamilien sind ein - noch dazu 

kostengünstiges - sehr wertvolles 

Potenzial für die Entwicklung einer 

gesunden und gemeinschaftsfä-

higen Persönlichkeit von Kindern, 

die nicht bei ihren Eltern aufwach-

sen können. 

Der wissenschaftliche Beirat stellt 

fest: Tatsächlich ist es so, dass „in 

der Rechtswirklichkeit eine ganz-

überwiegende Zahl von Pflege-

kindschaftsverhältnissen dauer-

haft besteht.“ „Besteht aber nur 

noch eine geringe Wahrschein-

lichkeit für das Kind, in seine Her-

kunftsfamilie zurückzukehren, 

darf das einfache Recht in Typi-

sierung dieser Lebensverhältnisse 

dem Interesse des Kindes an einer 

kontinuierlichen und stabilen Le-

benssituation in der Pflegefamilie 

generellen Vorrang vor dem An-

spruch der Eltern auf Rückkehr ih-

res Kindes einräumen und es stär-

ker, als dies nach geltendem Recht 

geschieht, in die Pflegefamilie ein-

gliedern. 

Denn für diese Kinder gilt, dass die 

Rückführung in die Herkunftsfami-

lie bereits über einen langen Zeit-

raum gescheitert ist, die Prognose 

einer Rückführung entsprechend 

unsicher ist und die Belastungen, 

denen diese Kinder ausgesetzt wa-

ren und sind, erheblich sind.“

Verfahrensrechte von 
Pflegeeltern

Pflegeeltern sollten zwingend von 

den Familiengerichten an Sorge-

rechts- und Umgangsverfahren, 

die ihr Pflegekind betreffen, betei-

ligt werden. 
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Nach geltendem Recht müssten 

Pflegeeltern gemäß § 7 Abs. 4 in 

Verbindung mit § 161 Abs. 1 FamFG 

von Gerichtsverfahren, die ihr Pfle-

gekind betreffen, benachrichtigt 

werden. In der Praxis wird die Vor-

schrift von den Gerichten oft nicht 

angewandt. Sehr häufig laufen fa-

miliengerichtliche Verfahren, ohne 

dass den Pflegeeltern die Möglich-

keit der Beteiligung gegeben wird. 

Nicht selten werden Pflegeeltern 

entgegen § 161 Abs. 2 FamFG über 

einen langen Zeitraum nicht ein-

mal angehört.

§ 7 FamFG sollte ergänzt werden:

Die Pflegeeltern sind an Verfah-
ren, die das bei ihnen lebende 
Pflegekind betreffen, beteiligt.

Pflegeeltern sollten in Umgangs- 

und Sorgerechtsverfahren, die ihr 

Pflegekind betreffen, auch be-

schwerdeberechtigt sein.

§ 161 FamFG sollte um einen Abs. 3
ergänzt werden:

Lebt das Kind seit längerer Zeit 
in Familienpflege, dann sind seine 
Pflegeeltern gegen Sorgerechts- 
und Umgangsregelungen, die das 
Kind betreffen, beschwerdebe-
rechtigt. 

Umgangsregelungen haben oft 

gravierende Auswirkungen auf 

Pflegekinder. Häufig reagieren sie 

mit erheblichen Verhaltensauf-

fälligkeiten auf den Umgang von 

Eltern und anderen Personen aus 

ihrer Vergangenheit. Das ist nicht 

nur schlimm für die Kinder. Das Le-

ben der Pflegeeltern wird gravie-

rend belastet, wenn auch größere 

Kinder einkoten, unkontrollierbare 

Wutanfälle erleiden, nachts wei-

nen und schreien, nur noch sich 

anklammernd im Bett der Pflege-

eltern schlafen. Man kann deshalb 

nur schwerlich behaupten, Um-

gangsrechte der biologischen Fa-

milie des Pflegekindes würden die 

Rechte von Pflegeeltern nicht be-

einträchtigen. 

In der Regel sind es die Pflege-

eltern, die sich auch unter erheb-

lichen Einschränkungen  für ihr 

persönliches Leben für ihr Pflege-

kind engagieren. Auch viele Ver-

fahrensbeistände setzen sich vor 

Gericht für Pflegekinder ein. Aber 

sie legen für die Kinder sehr selten 

Beschwerden gegen die Entschei-

dungen der 1. Instanz ein. 

Resümee

Der Referentenentwurf zum Ki-

MoG verbessert den Schutz von 

Pflegekindern und Pflegeeltern 

nicht; im Gegenteil er reduziert 

ihn. Er berücksichtigt weder die 

Empfehlungen der hochkarätig 

besetzten Kommission des wissen-

schaftlichen Beirates für Familien-

fragen noch die Rechtsprechung 

des Europäischen Gerichtshofes 

für Menschenrechte. Auch die 

Rechtsprechung des Bundesver-

fassungsgerichtes wird nicht be-

rücksichtigt. Wir halten eine Über-

arbeitung des Referentenentwurfs 

für dringend notwendig.

Claudia Marquardt 

und Ricarda Wilhelm

Rechtsanwältinnen

Rainer Rettinger

PAN NRW e.V.


